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1. Welche Mindereinnahmen gegenüber den Haus- 
haltsansätzen der Steuereinnahmen für 1970 

a) im Haushaltsplan des Bundes, 

b) in den Haushalten der Länder, 

c) in den Haushalten der Gemeinden 

haben sich ergeben (ggf. — soweit exakte Zahlen 
noch nicht vorliegen — Schätzung)? 

Nach den vorliegenden vorläufigen Ergebnissen 
über die Steuereinnahmen im Jahre 1970 kann da- 
von ausgegangen werden, daß das Haushaltssoll 
beim Bund um rund 2,8 Milliarden DM und bei den 
Ländern insgesamt um rund 0,6 Milliarden DM un- 
terschritten wurde, während die Steuereinnahmen 
der Gemeinden gegenüber der Schätzung voraus- 
sichtlich um rund 0,6 Milliarden DM zurückgeblieben 
sind. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick auf 
das voraussichtliche Ist-Steueraufkommen in 1970 
die den Haushaltsentwürfen für 1971 

a) des Bundes, 

b) der Länder, 

c) der Gemeinden 

zugrunde gelegten Schätzungen? 

2.1 Die Bundesregierung hat ihren bisherigen 
Steuerschätzungen eine Wachstumsrate des 
Bruttosozialprodukts für 1971 von 7,5 v. H. zu- 
grunde gelegt (November-Bericht der Bundes- 
bank S. 20). Das entspricht den Eckwerten, die 
die Bundesregierung mit 7 bis 8 v. H. für das 
anzustrebende Sozialproduktswachstum am 22. 
Oktober 1970 beschlossen hat (BMWi-Tages- 
nachrichten vom 26. Oktober 1970). 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß 
die Verringerung der Basiszahlen für 1970 zu 
einer Reduzierung der Schätzungen auch für 
das Jahr 1971 führen muß, wenn die von ihr 
gemäß Kabinettbeschluß vom 22. Oktober 1970 
angestrebte Steigerungsrate des Bruttosozial- 
produkts nicht aufgrund höherer Preissteige- 
rungen, als in diesen Zielwerten angenommen, 
wesentlich überschritten wird? 

2.2 Mit welchen Mindereinnahmen (geschätzte Hö- 
he) ist deshalb nach ihrer Auffassung 

a) beim Bund, 

b) bei den Ländern, 

c) bei den Gemeinden 
zu rechnen? 

2.3 Oder hat die Bundesregierung Gründe (wel- 
che?), gleichwohl an der bisherigen Schätzung 
festzuhalten, die den von ihr vorgelegten Plä- 
nen zugrunde liegt? 


Für das Jahr 1971 liegen bisher die Haushaltsent- 
würfe des Bundes und von neun Ländern vor. Hin- 
sichtlich der Gemeinden insgesamt ist die Summe 


der in den Haushaltsentwürfen veranschlagten Steu- 
ereinnahmen nicht bekannt. Zum jetzigen Zeitpunkt 
kann deshalb noch keine genaue Aussage darüber 
gemacht werden, wie sich die Ansätze für die Steu- 
ereinnahmen in den Haushaltsentwürfen 1971 än- 
dern werden. 

Beim Bund ist nach der Überprüfung der Steuerein- 
nahmeansätze aufgrund des voraussichtlichen Ist- 
Ergebnisses für das Jahr 1970 — entsprechend den 
von der Bundesregierung im Oktober 1970 be- 
schlossenen Eckwerten von 77a bis 8 V 2 für das im 
Jahr 1971 anzustrebende Wachstum des Bruttoso- 
zialprodukts — von einem nominalen Zuwachs des 
Bruttosozialprodukts in 1971 um 874 v. H. auszu- 
gehen. 

Bei dieser Annahme müssen die bisher geschätzten 
Steuereinnahmen des Bundes im Jahre 1971 um 
rund 1350 Millionen DM nach unten korrigiert wer- 
den. Damit wird sich der 1970 beim Bund eingetre- 
tene Einnahmeausfall von rund 2,8 Milliarden DM 
wegen zwischenzeitlicher Steuerrechtsänderungen 
(insbesondere Verlängerung der Straßengüterver- 
kehrsteuer) und neuerer Annahmen für das Sozial- 
produktswachstum (87a v. H. statt 77 l> v. H.) im 
Jahre 1971 nicht voll auswirken. 


3. Teilt die Bundesregiernug die Auffassung der Bun- 
desbank (November-Bericht S. 20), daß Steuermehr- 
einnahmen, soweit diese auf einem über die ur- 
sprünglichen Annahmen hinausgehenden Preisan- 
stieg zurückzuführen sind, aus heutiger Sicht Anlaß 
sein sollten, den Nettokreditbedarf (beim Bund für 
1971 = 2,9 Milliarden DM einschließlich Münzge- 
winne, jedoch ohne Bildungsanleihe und ohne Kre- 
ditaufnahmen für Krankenhausfinanzierung) zu 
vermindern, nicht dagegen, die Ausgabenpläne 
noch stärker auszuweiten? 


Die Bundesregierung teilt grundsätzlich die Auffas- 
sung der Deutschen Bundesbank in diesem Punkt. 


4. Bei welchen Ansätzen (wobei Titel mit gemeinsa- 
mer Zweckbestimmung als ein Ansatz angesehen 
werden sollen) und Ausgabenblöcken im Bundes- 
haushaltsplan 1970 rechnet die Bundesregierung mit 
Mehrausgaben (einschließlich Deckung von Resten 
aus den Vorjahren zu Lasten des Gesamthaushalts) 
von jeweils mehr als 10 Millionen DM (Einzelauf- 
stellung und Gesamtbetrag) gegenüber den veran- 
schlagten Beträgen? 


Die Bundesregierung rechnet für das Haushaltsjahr 
1970 mit Mehrausgaben (einschließlich Deckung von 
Ausgaberesten aus Vorjahren zu Lasten des Ge- 
samthaushalts) von im Einzelfall jeweils mehr als 
10 Millionen DM in folgenden Bereichen: 
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Millionen DM 

Ernährung 

Verbesserung der Agrarstruktur 25,9 

Verkehr 381,4 

davon: Bundesfernstraßen 261,0 

Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den 
Gemeinden 73,0 

Sonstige 47,4 

Verteidigung 324,0 

davon: Einfuhrumsatzsteuer 69,3 

Unterbringung 

(Kap. 14 12) 110,6 

Sonstige 144,1 

Bildung und Wissenschaft 316,5 

davon: Hochschulbau 118,6 

Beschaffung von Kern- 
brennstoffen aus dem 
Ausland 125,0 

Sonstige 72,9 

Sonstige Bereiche 107,5 

davon: Auswärtiges Amt 

(Hilfsmaßnahmen im 
Ausland) 17,3 

Inneres 

(Sportanlagen für 

XX. Olympiade 1972) 19,5 

Wirtschaftliche 

Zusammenarbeit 

Nahrungsmittelhilfe 16,5 

Innerdeutsche 

Beziehungen 

(Forschungsinstitut) 54,2 


Trotz dieser Mehrausgaben schließt der Haushalt 
1970 im Ist-Ergebnis per Saldo voraussichtlich mit 
Minderausgaben von rund 1,7 Milliarden DM ab. 


5. Welche zahlenmäßigen Auswirkungen ergeben sich 
daraus nach Auffassung der Bundesregierung auf 
die Ansätze in dem von ihr vorgelegten Haushalts- 
entwurf 1971 (Einzelbeträge und Gesamtaufstel- 
lung)? 

Zwischen den Mehrausgaben im Jahr 1970 (Frage 4) 
und den Ansätzen im Haushaltsentwurf 1971 be- 
steht kein sachlicher Zusammenhang. 

Im übrigen unterliegt die Gestaltung der Ansätze 
des Haushaltsentwurfs 1971 nicht mehr der Sach- 
herrschaft der Bundesregierung. 


6. Welche weitergehenden Ausgaberisiken (Einzel- 
beträge und Gesamtaufstellung) für die Mittel im 
vorgelegten Haushaltsentwurf 1971 nicht oder nicht 
in hinreichendem Umfang vorgesehen sind, beste- 
hen nach Auffassung der Bundesregierung? 

Soweit Risiken hinreichend konkret und quantifi- 
zierbar waren, sind sie im Zuge der Beratungen des 
Haushaltsentwurfs im Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages berücksichtigt worden. 

Insbesondere: 

6.1 öffentlicher Dienst 

6.11 Was kostet eine Anhebung der Bezüge 
im öffentlichen Dienst ab 1. Januar 1971 
für das Gesamtjahr 1971 um 1 v. H. für 
den Bund ohne Bahn und Post, jedoch 
einschließlich 

— der Soldaten, 

— der entsprechenden Mehrkosten des 
Landes Berlin, die mittelbar zu einer 
entsprechenden Anhebung der Bundes- 
hilfe führen, 

— der dem Bund zu Last fallenden Mehr- 
kosten der Zuwendungsempfänger des 
Bundes und 

— der aus Sachtiteln bezahlten Beschäf- 
tigten, und zwar 

a) insgesamt, 

b) für die Beamten, Richter und Soldaten 
— einschließlich Ruhegehaltsempfän- 
ger — , 

c) für die Angestellten und Arbeiter? 

Eine Anhebung der Bezüge im Öffentlichen Dienst 
um 1 v. H. ab 1. Januar 1971 kostet für den Bund 
ohne Bahn und Post für das Jahr 1971 

a) insgesamt 155,8 Millionen DM, 

b) für Beamte, Richter, Soldaten 

und Versorgungsempfänger 108,1 Millionen DM, 

c) für Angestellte und Arbeiter 47,7 Millionen DM. 
(einschließlich Mehrkosten 

der Zuwendungsempfänger 
und der aus Sachtiteln be- 
zahlten Beschäftigten) 

Im Rahmen der Bundeshilfe für Berlin ist davon aus- 
gegangen, daß eine Anhebung der Bezüge in Berlin 
um 1 v. H. insgesamt 28,0 Millionen DM erfordert. 
Dieser Betrag ist in die Angaben unter Buchstaben a 
bis c nicht einbezogen, weil der Bund nicht die ge- 
samten Mehraufwendungen aus Besoldungs- und 
Tarifverbesserungen des Landes Berlin übernimmt. 

6.12 Trifft es zu, daß im Haushaltsentwurf 
1971 Mittel für eine Verbesserung der 
Bezüge im öffentlichen Dienst um durch- 
schnittlich 8 v. H. vorgesehen sind? 

Für die Regierungsvorlage trifft es zu. 
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6.13 Welcher durchschnittlichen Verbesserung 
(Jahresvergleich in v. H.) der Bezüge für 
Angestellte und Arbeiter entspricht die 
am 1. Dezember 1970 vereinbarte tarif- 
liche Neuregelung 

a) bei isolierter Betrachtung, 

b) bei Einrechnung bereits früher für 
1971 vereinbarter Verbesserungen (z. 
B. Anhebung des Weihnachtsgeldes, 
Umstellung der Arbeiterlöhne auf Mo- 
natslohn, Beamtenstellenzulagen für 
Angestellte)? 

a) Die am 2. Dezember 1970 abgeschlossenen Tarif- 
verträge führen zu einer durchschnittlichen Er- 
höhung der Bezüge der Angestellten und Arbei- 
ter in 1971 um 8,9 v. H. Der Wegfall der Ein- 
kommensgrenze von 1000 DM bei den vermö- 
genswirksamen Leistungen entspricht einer Er- 
höhung von 0,2 v. H. 

b) Die Erhöhung der Sonderzuwendung entspricht 
einer Erhöhung der Bezüge für 1971 um 1,3 v. H. 

Aus den strukturellen Änderungen (Stufenplan 
für den Monatslohn, Vergütungssystem der An- 
gestellten) ergibt sich eine Erhöhung für 1971 
einschließlich Überhang von 

1,8 v. H. des Aufwands für Angestellte, 

3,0 v. H. des Aufwands für Arbeiter, die je- 
doch nicht ohne weiteres den unter 
Buchstabe a genannten Steigerungs- 
raten zugerechnet werden können. 


6.14 Ist — ggf. unter welchen Voraussetzun- 
gen — in Aussicht genommen, im Laufe 
des Rechnungsjahres 1971 weitere Ver- 
besserungen für den Bereich der Ange- 
stellten und Arbeiter der öffentlichen 
Hand (welche, ab wann und mit welchen 
Mehrkosten für den Bundeshaushalt 1971) 
zu vereinbaren? 


Die für die Beamten im Zuge der Vereinheitlichung 
der Besoldung vorgesehenen Zulagen sollen grund- 
sätzlich auch für Arbeitnehmer des Bundes verein- 
bart werden. Die Mehrkosten bei einer Übernahme 
der im Entwurf des 1. BesVG vorgesehenen Zulagen 
belaufen sich für 1971 auf etwa 

53 Millionen DM für Angestellte, 

24 Millionen DM für Arbeiter. 

Für einige Angestelltengruppen sind Eingruppie- 
rungstarifverhandlungen anhängig oder vorgesehen, 
über deren Ergebnis z. Z. noch nichts gesagt werden 
kann. 


6.15 Welche durchschnittliche Verbesserung 
der Bezüge (Grundgehalt und Ortszu- 
schlag) der Beamten, Richter und Soldaten 
— einschließlich Ruhegehaltsempfänger — 
des Bundes (Jahreseinkommensvergleich 
in v. H.) wird sich durch die linearen und 
strukturellen Maßnahmen 

a) nach dem Regierungsentwurf eines 
ersten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern (BR-D ruck sache 717/70), 

b) durch etwaige sonstige von der Re- 
gierung für 1971 vorgesehene Ver- 
besserungen (welche?) ergeben? 

a) Nach dem Regierungsentwurf dieses Gesetzes 
sind für das Jahr 1971 durchschnittliche Verbes- 
serungen der Bezüge (Grundgehalt und Ortszu- 
schlag) der Beamten, Richter und Soldaten ein- 
schließlich Ruhegehaltsempfänger von 8,1 v. H. 
vorgesehen; hinzu treten Mehrkosten für die Ein- 
führung der 1. Stufe der Zulagenharmonisierung 
in Höhe von 0,8 v. H. und für den Ausbau der 
vermögenswirksamen Leistungen (s. 6.13 Buch- 
stabe a in Höhe von 0,2 v. IT. 

Der rechnerisch unterschiedliche Erhöhungssatz 
von 8,1 v. H. gegenüber 8,9 v. H. in 6.13 Buch- 
stabe a ist auf Unterschiede in der Personalstruk- 
tur zurückzuführen. 

b) Auf die Beratungen der von den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages gebildeten interfraktio- 
nellen Arbeitsgruppe (Artikel 74 a GG, Ausar- 
beitung eines Besoldungskonzepts) wird verwie- 
sen. 


6.16 Welche durchschnittliche Erhöhung der 
Bezüge (Jahreseinkommensvergleich) al- 
ler Arten von Bundesbediensteten — ein- 
schließlich Ruhegehaltsempfänger — er- 
gibt sich in 1971 aus den von der Bundes- 
regierung vorgesehenen Maßnahmen 
(Nummern 6.13, 6.14 und 6.15)? 

Die Verbesserungen der Bezüge für alle Bundesbe- 
diensteten (Beamte, Soldaten, Ruhegehaltsempfän- 
ger, Arbeitnehmer) betragen insgesamt rund 9,5 v.FI. 


6.17 Wie hoch sind die Gesamtkosten und 
welche im Haushaltsentwurf 1971 nicht 
gedeckten Mehrkosten werden durch die- 
se Maßnahme entstehen? 


Die Gesamtkosten der von der Bundesregierung für 
1971 vorgesehenen neuen Maßnahmen einschließlich 
des Anteils Berlin betragen 1632,2 Millionen DM. 
Die finanziellen Auswirkungen der bereits früher 
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getroffenen Maßnahmen — vgl. Nummer 6.13 Buch- 
stabe b — sind in den Personalausgaben der Einzel- 
pläne enthalten. Ein über den Regierungsentwurf 
des Bundeshaushaltsplans 1971 hinausgehender Be- 
darf für die neuen Maßnahmen von rund 200 Mil- 
lionen DM ist bei den Beratungen des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages durch Um- 
schichtung ausgeglichen worden. 


6.2 Bundespost und Bundesbahn 

Bei Bundesbahn und Bundespost drohen trotz 
weitgehender Auslastung der Kapazitäten in- 
folge der sich aus der Konjunktur- und Preis- 
entwicklung ergebenden Kostenexplosion rie- 
sige Verluste, die letztlich zu Lasten des Bun- 
deshaushalts gehen müssen, soweit sie nicht 
durch Gebühren- und Tariferhöhungen abge- 
deckt werden. 

6.21 Trifft die von dem Vertreter des Bundes- 
ministers für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen am 15. Oktober 
1970 vorgetragene Schätzung noch zu, 
wonach für 1971 bei der Bundespost ohne 
Berücksichtigung von Verbesserungen der 
Bezüge im öffentlichen Dienst ein Verlust 
von mindestens 600 Millionen DM zu er- 
warten ist, der sich unter Einrechnung des 
ungedeckten Verlustvortrages aus 1970 
(400 Millionen DM gemäß 2. Nachtrag 
zum Voranschlag) auf mindestens 1 Milli- 
arde DM erhöht? 

Die Schätzung eines Verlustes von 400 Millionen 
DM für 1970 trifft nach wie vor zu. über die Behand- 
lung des Verlustes 1970, der entweder auf neue 
Rechnung vorgetragen oder vom Eigenkapital abge- 
bucht werden kann, entscheidet der Verwaltungsrat 
der Deutschen Bundespost auf Vorschlag des Bun- 
despostministers, der hierzu das Einvernehmen des 
Bundesministers der Finanzen benötigt. 

Im Jahre 1971 würde bei der Deutschen Bundespost 
ohne Berücksichtigung von Verbesserungen der Be- 
züge im öffentlichen Dienst und bei gleichbleiben- 
den Gebühren rechnerisch ein Verlust in Höhe von 
590 Millionen DM eintreten. Bei der Ermittlung die- 
ses Verlustes wurden bereits die Auswirkungen der 
am 1. Januar 1971 in Kraft getretenen Arbeitszeit- 
verkürzungen berücksichtigt. Uber die endgültige 
Höhe eines möglichen Verlustes bei der Deutschen 
Bundespost in 1971 lassen sich — auch im Hinblick 
auf vorgesehene Gebührenerhöhungen — - hinrei- 
chend sichere Aussagen gegenwärtig noch nicht 
machen. 


6.22 Um welche Beträge erhöht sich der für 
1971 bereits hiernach zu erwartende Ver- 
lust der Bundespost bei einer durch- 
schnittlichen Verbesserung der Bezüge 
aller Beschäftigten sowie der Ruhege- 
haltsempfänger ab 1. Januar 1971 


a) um 1 v. H., 

b) entsprechend dem Ergebnis der Tarif- 
verhandlungen vom 1. Dezember 1970 
der bereits früher für 1971 vereinbar- 
ten Verbesserungen, etwaiger für 1971 
in Aussicht genommener weiterer Ver* 
besserungen und den Absichten der 
Bundesregierung zur Verbesserung der 
Beamtenbesoldung (vgl. oben zu 6.13, 
6.14 und 6.15)? 

Welche zusätzliche Erhöhung des Verlu- 
stes ergibt sich aus Arbeitszeitverkürzun- 
gen? 

Zu a) 

Eine Erhöhung um 1 v. H. bedeutet Mehraufwen- 
dungen von rund 80 Millionen DM. 

Zu bf 

Für die Auswirkungen der bisher abgeschlossenen 
Lohn- und Gehaltstarife und zur Verbesserung der 
Beamtenbesoldung einschließlich Versorgungslei- 
stungen wurden im Voranschlag der Deutschen Bun- 
despost 1971 770 Millionen DM eingeplant. Die un- 
ter Nummer 6.14 näher bezeichneten Maßnahmen 
werden weitere Kosten in Höhe von rund 38 Mil- 
lionen DM verursachen (vgl. im übrigen 6.21). 


6.23 Wie gedenkt die Bundesregierung den 
sich aus der Summe der Antworten zu 
Fragen 6.21 und 6.22 zu erwartenden Ge- 
samtverlust der Bundespost im Rech- 
nungsjahr 1971 auszugleichen? 

Insbesondere: 

a) Inwieweit sind nach Auffassung der 
Bundesregierung 

aa) Gebühren- oder Tariferhöhungen, 
und 

bb) inwieweit Ausgleichsmaßnahmen 
zu Lasten des Bundeshaushalts 
1971 (welche?) 
erforderlich? 

b) Welche durchschnittliche Erhöhung der 
Post- und Fernmeldegebühren wären 
ab 1. Januar 1971 erforderlich, um eine 
volle Deckung aus den Betriebsein- 
nahmen durchzuführen? 

c) Soweit die Bundesregierung Erhöhung 
der Postgebühren in Aussicht nimmt: 
Bei welchen Diensten der Post und in 
welchem Umfang und ab wann sind 
Gebührenerhöhungen nach ihrer Auf- 
fassung vertretbar und notwendig? 

Zu a) 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind Gebüh- 
renerhöhungen erforderlich. Diese Erhöhungen sol- 
len, u. a. auch aus postbetrieblichen Gründen, zeit- 
lich gestaffelt erst ab Mitte des Jahres 1971 in Kraft 
treten. 
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Ausgleichsmaßnahmen zu Lasten des Bundeshaus- 
halts 1971 sind nicht vorgesehen. 

Zu b) 

Zur vollen Deckung der Betriebsausgaben wäre 1971 
eine durchschnittliche Erhöhung der Post- und Fern- 
meldegebühren um etwa 9,8 v. H. erforderlich. 

Zu c) 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat dem Verwaltungsrat der Deutschen Bun- 
despost am 8. Januar 1971 eine Gebührenvorlage 
zugeleitet. Sie sieht im wesentlichen Gebührenerhö- 
hungen in folgenden Bereichen vor: 

1. Erhöhung verschiedener Auslandspostgebühren 
aufgrund des Weltpostvertrages von Tokio zum 
1. Juli 1971. 

2. Unter Beibehaltung der bisherigen Gebühr für 
Standardbriefsendungen eine Erhöhung der Brief- 
gebühren für höhere Gewichtsstufen, der Paket- 
und Päckchengebühren zum 1. September 1971. 

3. Eine Erhöhung der Zeitungsgebühren zum 1. Ja- 
nuar 1972. 

4. Im Fernmeldedienst eine Anhebung der Ge- 
sprächsgebühreneinheit, ferner eine Erhöhung 
der Leitungsgebühren, der Telegraphen-, Telex- 
und sonstigen Fernmeldegebühren zum 1. Juli 
1971. 

Dem Umfang nach werden diese Gebührenerhöhun- 
gen auf ein Jahr umgerechnet zu Mehrerträgen von 
rund 1800 Millionen DM führen. 


6.24 Einer Kleinen Anfrage nach der zu er- 
wartenden Ertragslage der Bundesbahn 
im Rechnungsjahr 1971 ist die Bundesre- 
gierung in der Drucksache Vl/1381 mit 
der Begründung ausgewichen, daß eine 
Schätzung zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
möglich sei, „da das Ausmaß der Lohn- 
und Gehaltserhöhungen noch nicht er- 
kennbar sei' 1 . Welcher Verlust ist bei der 
Bundesbahn aus heutiger Sicht im Rech- 
nungsjahr 1971 ohne Berücksichtigung 
dieser Lohn- und Gehaltserhöhungen zu 
erwarten? 

Am 4. November 1970, als die Bundesregierung die 
in der Drucksache VI/1381 wiedergegebene Antwort 
gab, waren die Verhandlungen über die Lohn- und 
Gehaltserhöhungen noch nicht abgeschlossen. Eine 
Schätzung des für 1971 zu erwartenden Verlusts der 
Deutschen Bundesbahn wäre einer Vorwegnahme 
des Ergebnisses dieser Verhandlungen gleichge- 
kommen. Außerdem lagen der Bundesregierung da- 
mals noch keine ausreichenden Unterlagen über 
die von der Deutschen Bundesbahn geplanten Tarif- 
erhöhungen vor, die zur Einschätzung der zu er- 
wartenden Ertragslage notwendig sind. 


Die Deutsche Bundesbahn schätzt den Jahresverlust 
1971 ohne die jüngsten Lohn- und Gehaltserhöhun- 
gen und ohne Veränderung ihrer Beförderungspreise 
auf 1833 Millionen DM. Die Bundesregierung hält 
diese Schätzung für realistisch. 


6.25 Wie hoch wurde der Jahresverlust der 
Bundesbahn für 1971 bei Festlegung des 
Ansatzes für „Zuweisungen an das Son- 
dervermögen Deutsche Bundesbahn“ im 
Haushaltsentwurf für das Rechnungsjahr 
1971 geschätzt? 

Der Jahresverlust 1971 wurde entsprechend der da- 
mals erkennbaren Entwicklung für das Jahr 1970 auf 
rund 1350 Millionen DM geschätzt. 


6.26 Welche Erhöhung des Verlustes 1971 
tritt gegenüber den Zahlen zu Frage 6.24 
ein 

a) durch die in der Drucksache VI/1381 
erwähnte Verkürzung der Arbeitszeit 
um wöchentlich 1 Stunde, 

b) durch eine durchschnittliche Verbesse- 
rung der Bezüge aller Beschäftigten 
der Bundesbahn 

aa) um 1 v. I I., 

bb) entsprechend dem Ergebnis der 
Tarifverhandlungen vom 1. De- 
zember 1970, der bereits früher für 
1971 vereinbarten Verbesserun- 
gen, etwaiger für 1971 in Aussicht 
genommener weiterer Verbesse- 
rungen und den Absichten der 

Bundesregierung zur Verbesse- 

rung der Beamtenbesoldung (vgl. 
oben zu 6.15, 6.13 und 6.14)? 

a) Die Verkürzung der Arbeitszeit um wöchentlich 
1 Stunde bringt der Deutschen Bundesbahn durch 
Personalvermehrung um 6500 Beschäftigte eine 
jährliche Mehrbelastung von etwa 130 Millionen 
DM, die in der Verlustschätzung zu 6.24 schon 
enthalten ist. 

b) Die Mehraufwendungen würden sich belaufen 

auf 

aa) 96 Millionen DM 

bb) rund 1000 Millionen DM 

(Die bereits früher für 1971 vereinbarten 

Verbesserungen in Höhe von rund 72 Mil- 
lionen DM sind in der zu 6.24 angegebenen 
Verlustschätzung enthalten.) 


6.27 Inwieweit ist nach Meinung der Bundes- 
regierung der zu erwartende Verlust der 
Bundesbahn in 1971 
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a) durch Erhöhungen der Tarife (welche, 
um weldien Satz, ab wann?) und 

b) inwieweit durch Bereitstellung öffent- 
licher Mittel aus dem Bundeshaus- 
haltsplan 1971 

auszugleichen? 

a) Durch Veränderung der Beförderungspreise wird 
sich der Verlust der Deutschen Bundesbahn im 
Jahr 1971 voraussichtlich um mindestens 800 Mil- 
lionen DM vermindern. 

Einzelheiten der Tarifänderungen können noch 
nicht angegeben werden. Der Bundesminister für 
Verkehr hat die Deutsche Bundesbahn ermäch- 
tigt, ihre Tarife um bis zu 20 v. H. gegenüber 
dem bisherigen Stand zu erhöhen, und zwar frü- 
hestens ab 1. Februar 1971. 

b) Im Entwurf des Bundeshaushalts 1971 sind Liqui- 
ditätshilfen von 1019,9 Millionen DM vorgesehen. 
Die Deutsche Bundesbahn hat den Entwurf ihres 
Wirtschaftsplanes 1971 hierauf abgestellt. Infolge 
der Lohn- und Gehaltserhöhungen und der Ta- 
rifänderungen wird ein Nachtrag zu diesem Wirt- 
schaftsplan vorzulegen sein. Bei seiner Geneh- 
migung wird die mehrjährige Finanzplanung be- 
rücksichtigt werden. 


6.28 In welchem Umfang müßten bei voller 
Deckung des verbleibenden Jahresver- 
lustes 1971 aus dem Bundeshaushalt die 
bei der Titelgruppe „Sondervermögen 
Deutsche Bundesbahn" im Kapitel 12 02 
des Entwurfs (S. 39 ff.) veranschlagten 
Beträge von insgesamt rund 4 Milliarden 
DM erhöht oder umgeschichtet (von wel- 
chen Bereichen in welche Bereiche?) wer- 
den? 

Die Flöhe des Jahresverlustes 1971 und damit die 
Prüfung der Frage, ob und inwieweit über die vor- 
gesehenen Ansätze hinaus Haushaltsmittel des Bun- 
des bereitgestellt werden, hängt u. a. von den Aus- 
wirkungen der Tariferhöhungen ab. Näheres dar- 
über kann z .Z. nicht gesagt werden. 


6.3 Devisenausgleich USA und Großbritannien 

6.31 Welche Beträge zur Leistung von Devi- 
senausgleich für den mit dem 1. Juli 1971 
beginnenden neuen Ausgleichszeitraum 
sind im Haushaltsentwurf der Bundes- 
regierung für das Rechnungsjahr 1971 
vorgesehen? 

Die Bundesregierung kann noch nicht übersehen, ob 
und welche zusätzlichen Belastungen sich aus den 
Anschlußabkommen ergeben werden. Der Beginn 
bilateraler Verhandlungen steht unmittelbar bevor. 


‘ 6.32 We hoch sind die bisher bekannt gewor- 
denen Vorstellungen (ggf. Größenord- 
nung mit Ober- und Untergrenze) offizi- 
eller Stellen 

a) der USA, 

b) Großbritanniens 

über den Umfang des Ausgleichs für die 
Kosten der Stationierungsstreikräfte (Jah- 
resbeträge)? 


a) Vorstellungen offizieller Stellen der USA über 
den Umfang des Devisenausgleichs sind trotz 
erster Sondierungen bislang nicht bekannt. 

b) Von Großbritannien sind bei exploratorischen 
Kontakten erste Vorstellungen bekannt gewor- 
den, die zur Zeit geprüft werden. Die Vertraulich- 
keit des Meinungsaustauschs wurde vereinbart. 


6.33 Durch welche Maßnahmen (z. B. Über- 
nahme der Kosten für die Bediensteten 
der Streitkräfte?) sollen diese Leistungen 
nach den Vorstellungen dieser Stellen er- 
bracht werden? 


Hinweis auf Antwort unter 6.32. 


6.34 Trifft es zu, daß damit gerechnet werden 
muß, daß die finanziellen Mehrbelastun- 
gen teilweise (in welchem Umfang etwa) 
dem Bundeshaushaltsplan 1971 zur Last 
fallen? 


Hinweis auf Antwort unter 6.31. 


7. Zwischenzeitliche Festlegungen und Ankündigun- 
gen 

Welche finanziellen Mehrbelastungen über die An- 
sätze des Haushaltsentwurfs 1971 hinaus ergeben 
sidi aus sonstigen Gründen, namentlich aus zwi- 
schenzeitlichen Festlegungen und Ankündigungen 
der Regierung, insbesondere 

a) durch die von deutscher Seite in der Konferenz 
der europäischen Verteidigungsminister in Brüs- 
sel gemachte Zusage, die Verteidigungsaus- 
gaben in den nächsten fünf Jahren um rund 
1,8 Milliarden DM zu erhöhen (Süddeutsche 
Zeitung vom 3. Dezember 1970), 

b) durch den Regierungsentwurf eines Zonenrand- 
förderungsgesetzes, in dessen Begründung eine 
vermehrte Mittelbereitstellung gegenüber den 
Ansätzen des Finanzplans von jährlich 80 Mil- 
lionen DM versprochen ist (BR-Drucksache 542/ 
70, letzte Seite), 
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c) durch den Regierungsentwurf eines Finanzan- 
passungsgesetzes (BR-Drucksache 596/70), nach 
dem die Erstattung von Verwaltungskosten an 
die Länder erst zum 1. Januar 1972 wegfallen 
soll, während im Haushaltsentwurf 1971 von 
einem Wegfall dieser Verpflichtung bereits ab 
1. Januar 1971 ausgegangen ist (vgl. Erläute- 
rungen zu Titel 6004/63201 und 63251), 

d) durch die Beschlüsse des Ministerrates über den 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften ein- 
schließlich der dabei beschlossenen Ausweitung 
des europäischen Sozialfonds? 

a) keine 

b) Durch den Regierungsentwurf eines Zonenrand- 
förderungsgesetzes ist mit finanziellen Mehrbela- 
stungen gegenüber dem Haushaltsentwurf 1971 
von etwa 80 Millionen DM zu rechnen. Dieser 
Betrag ist bei den Beratungen des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages durch Um- 
schichtung ausgeglichen worden. Demgegenüber 
gehen bereits die im CDU/CSU-Entwurf eines 
Zonenrandförderungsgesetzes vorgeschlagenen 
zusätzlichen steuerlichen Vergünstigungen um 
ein Vielfaches über die Mehrbelastungen aus 
dem Regierungsentwurf hinaus. 

c) Die für die Erstattung von Verwaltungskosten 
an die Länder erforderlichen Beträge können 
entsprechend dem Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages durch Aus- 
gleich an anderer Stelle bereitgestellt werden. 

d) keine 


8. Ausgleichsvorstellungen der Bundesregierung 

8.1 Auf welchen Gesamtbetrag ist nach Auffassung 
der Bundesregierung die Summe der im Haus- 
haltsentwurf 1971 aufzufangenden Risiken auf 
der Ausgaben- und Einnahmenseite zu bezif- 
fern? 

Nach dem Ergebnis der Beratungen im Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages sind die in 
den Haushaltsentwurf 1971 noch aufzunehmenden 
Ausgabe ansätze durch Umschichtungen ausgegli- 
chen worden. Die zu erwartenden Steuerminderein- 
nahmen werden nach dem Beschluß des Haushalts- 
ausschusses durch Verwaltungsmehreinnahmen und 
durch Erhöhung der Nettokreditaufnahme gedeckt. 


8.2 Welche Vorstellungen zur Deckung dieser Risi- 
ken hat die Bundesregierung? Soll der Aus- 
gleich nach ihrer Aufffassung ganz oder teil- 
weise (in welchem Umfang) durch Erhöhung 
der Nettoneuverschuldung erfolgen? Oder be- 
absichtigt die Bundesregierung Ausgabekür- 
zungen gegenüber den bisherigen Ansätzen des 
Haushaltsentwurfs (in welchem Umfang)? 

Vgl. 8.1 


8.3 Soweit die Regierung Ausgabekürzungen in 
Betracht zieht: 

Bei welchen Ausgabenbereichen sollen diese 
erfolgen? 

Vgl. 8.1 


8.4 Hat die Bundesregierung insbesondere Aus- 
gabekürzungen bei 

a) den Verteidigungsausgaben, 

b) den Entwicklungshilfeausgaben, 

c) den Ausgaben zugunsten der Landwirtschaft, 

d) den Sozialausgaben, 

e) den Ausgaben zugunsten des Wohnungs- 
baus, 

f) den Verkehrsausgaben (Straßenbau), 

g) den Ausgaben zur Förderung der wissen- 
schaftlichen Forschung und des Bildungs- 
wesens 

zum Ausgleich der Risiken in Erwägung ge- 
zogen? 

Vgl. 8.1 


8.5 Beabsichtigt die Bundesregierung, bei dem 
Umfang der in Betracht stehenden Risiken 
einen Ergänzungshaushalt für das Rechnungs- 
jahr 1971 vorzulegen? 

Ggf.: Bis wann? 

Vgl. 8.1 ; im übrigen nein. 
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